Zeitschrift: Schweizer Monatshefte : Zeitschrift fur Politik, Wirtschaft, Kultur
Herausgeber: Gesellschaft Schweizer Monatshefte

Band: 83 (2003)
Heft: 4
Rubrik: Dossier : was ist los mit Deutschland?

Nutzungsbedingungen

Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich fur deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veroffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanalen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation

L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En regle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
gu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use

The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 09.04.2026

ETH-Bibliothek Zurich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch


https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en

Gerhard Schwarz,

Dr. oec. der Universitat
St. Gallen, ist Chef der
Wirtschaftsredaktion der
«Neuen Ziircher Zei-
tung». Er ist Mitglied
zahlreicher nationaler
und internationaler Ins-
titutionen und prasidiert
die Friedrich August von
Hayek-Gesellschaft.

 DOSSIER

WaAs 1ST L0S MIT DEUTSCHLAND?

Deutschland ist seit je der wichtigste Handelspartner der Schweiz,
und die beiden Volkswirtschaften — wenn dieser historische Begriff
angesichts der Globalisierung iiberhaupt noch Sinn macht — sind
eng miteinander vernetzt. Die Beitriige dieses Dossiers befassen
sich kritisch mit der aktuellen Wirtschaftslage Deutschlands und
skizzieren konkrete Lisungsvorschlige, die alle in dieselbe Kerbe
hauen: Weniger Staat, weniger Korporatismus, mehr Selbstverant-
wortung und mehr Privatautonomie (Red).

Das Verhiltnis der Schweiz
zu Deutschland ist schillernd. Nach dem
Zweiten Weltkrieg fand auf schweizerischer
Seite die grosse Abgrenzung statt, die sich
unter anderem in der manchmal penetran-
ten Pflege des Dialekts manifestierte und
weiterhin manifestiert. Auf deutscher Seite
oszillierte die Einstellung zwischen Neid,
Bewunderung und Sympathie fiir den tiich-
tigen und kriegsverschonten Kleinstaat. Dar-
unter mischte sich in den letzten Jahren eine
gewisse Schadenfreude dariiber, dass Schatten
des Zweiten Weltkriegs plotzlich auch auf
das vermeintlich so makellose Musterland
Schweiz fielen; es war eine Art Retourkutsche
gegeniiber der moralischen Uberbeblichkeit,
die das Deutschlandbild vieler Schweizer
lange Zeit prigte. In diesem Umfeld ist es hei-
kel, von der kleinen Schweiz aus auf den gros-
sen Nachbarn im Norden zu blicken und
schonungslos festzuhalten, dass dieser schwer
krank ist, dass es ihm an allen Ecken und En-
den so sebr fehlt, dass guter Rat teuer ist, vor
allem aber, dass die Gesundung nicht schnell
gehen und dass sie sehr schmerzhaft sein wird
— sofern der Patient iiberhaupt bereit ist, sich
einer Therapie zu unterziehen. Zu leicht
kinnte man eine solche Diagnose als Anmas-
sung und Besserwisserei missverstehen.

Das spricht dafiir, so wie es in diesem
Heft geschieht, hauptsichlich deutsche Auto-
ren zur Lage der deutschen Nation zu Wort
kommen zu lassen — auch wenn dann der
Vorwurf des Nestbeschmutzens rasch zur
Hand sein kinnte. Allerdings hirt man ihn
zurzeit wenig, wohl weil der Zustand der
deutschen Wirtschaft so lamentabel ist, dass

man Kritik kaum noch als ungebiibrlich
empfinden kann, selbst wenn sie im Ausland
erhoben wird. Auch der obligate Hinweis
auf unbestrittene Stiirken des einstigen Klas-
senbesten, wie etwa die gute Ausbildung der
Facharbeiter oder die relativ friedlichen Ar-
beitsbeziehungen, reichen heute nicht mehr
aus, um ernsthafte Kritik als Miesmacherei
zu brandmarken. Zum anderen sieht man
manches von aussen weniger emotional,
niichterner und damit klarer.

Ausserdem muss angesichts des drama-
tischen Niedergangs Deutschlands bis in den
Herbst hinein vor allem in der Wirtschaft,
neuerdings, mit dem unsiglich opportunis-
tischen Auftreten der Regierung in der Irak-
Frage, auch in der Politik, Sorge erlaubt
sein. Es ist die Sorge iiber eine mit Hinden
zu greifende Fehlentwicklung, die angesichts
der Lage, Grisse und Bedeutung Deutsch-
lands Auswirkungen auf ganz Europa haben
wird und die gerade fiir die Schweiz in dop-
pelter Hinsicht verheerend ist.

Sie ist fiir die Schweiz verheerend, weil
sie ein klassischer Konjunkturnehmer ist,
der ganz stark von der Lage im grissten
Nachbarland  beeinflusst wird. Wenn es
dort schlecht liuft, kann es der Schweiz
nur schwerlich gut gehen. Das Erhardsche
«Wirtschaftswunder» der Fiinfziger- und
Sechzigerjahre hat deshalb auch den schwei-
zerischen Wohlstand geniihrt. Wenn nun
umgekehrt die Zahl der Arbeitslosen auf 5
Millionen zusteuert, wenn das Wachstum
seit 1995 deutlich unter dem der iibrigen
Euroliinder liegt, in den letzten beiden Jah-
ren gegen Null tendierend, und wenn die
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Staats- und Sozialhaushalte aus dem Ruder
laufen, kann dies der Schweiz nicht gleich-
giiltig sein.

Krankheit - vom Warnsignal zur
Vorstufe der Genesung

Die Entwicklung in Deutschland ist fiir die
Schweiz aber auch verheerend, weil man
hierzulande den gewichtigen Nachbarn
gerne zwar nicht unbedingt zum Vorbild,
aber doch zum Massstab nimmt. Wie oft
glaubt man doch mit dem Hinweis, die
Situation sei dort dhnlich schlecht oder
schlechter, helvetisches Ungeniigen, ja Versa-
gen rechtfertigen zu kinnen! Wenn nun die-
ser Massstab immer mehr verkommt, schlit-
tert die Schweiz fast zwingend in die gleiche
Richtung wie Deutschland: Wenn dort Zeit-
bomben (vor allem in den Sozialversiche-
rungen) nicht entschirft werden, wird es bei
uns wohl erst recht nicht so schlimm sein;
wenn dort Reformstau herrscht, muss man
bei uns auch Verstindnis haben, wenn alles
nicht so schnell geht; und wenn dort nur
schon Ansitze von Reformen sofort mit der
Drohung, das gefihrde den sozialen Frieden
sowie mit der Beschwirung der Konsenskul-
tur im Keim erstickt werden, muss man bei
uns ebenfalls behutsam vorgehen — so lautet
die Botschaft einer unheiligen Koalition aus
Bremsern und Bagatellisierern.

Es ist diese doppelte Ansteckungsgefahr, die
konjunkturelle und die ordnungspolitische,
welche die Kritik von aussen erklirt und legi-
timiert. Sie sollte es auch erlauben, die Hoff-
nung zu dussern, Deutschland mdige doch
endlich erwachen. Geschiihe das aus Einsicht
in die langfristigen Zusammenhinge, wire
dies jener intelligente, aufgeklirte Weg, den
man jedem Land wiinschen méchte. Wahr-
scheinlicher ist aber, dass der Leidensdruck
zuerst so gross werden muss, dass auch die Ge-
werkschaften endlich Hand zu Reformen bie-
ten. Insofern kinnte man den von allen ge-
geisselten,  unbestreitbaren  Feblern — der
Wiedervereinigung fast eine positive Note ab-
gewinnen. Gemeint sind vor allem der gegen
alle Gkonomische Vernunft durchgeboxte Um-
tauschkurs von 1:1 (statt 1:4) bei der deut-
schen Wihrungsunion und das Verpassen der
Chance, das Zusammenfiihren von Ost und
West fiir einen grossen wirtschaftlichen Be-
[freiungsschlag zu nutzen. Die Erfahrungen
sollten unbedingt im Hinblick auf die «Wie-
dervereinigung Europas» ausgewertet werden.

22 SCHWEIZER MONATSHEFTE 83. JAHR HEFT 4

WAS IST LOS MIT DEUTSCHLAND?

Die dadurch entstandene enorme Belastung
wirkt nun wie ein Vergrosserungsglas oder wie
ein Beschleuniger. Letztlich sind die Struktur-
probleme Deutschlands nimlich durchaus je-
nen der anderen europiischen Staaten ver-
gleichbar. Aber «dank» der Wiedervereinigung
wird alles, was es an Feblentwicklungen und
Langfristproblemen gibt, viel friiber und viel
deutlicher an die Oberfliche geschwemmt.
Wer in den letzten Monaten nicht gesehen hat,
dass etwas faul ist im Staate Deutschland,
wird es wohl nie sehen — erst recht nicht mit
Blick auf das iibrige Europa. Deshalb kénnte
das kranke Deutschland zum Mahnmal fiir
seine Nachbarn werden, und dann hitte —
und das ist ginzlich ohne Sarkasmus gemeint
— die Misere doch noch ihr Gutes, zumindest
auf mittlere Frist. 4

SUnIERIGER AURSCHRONG
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DOSSIER

DER ZERBROCHENE MYTHOS

Der «Deutsche Weg» als gefahrliche Illusion

Die meisten deutschen Politiker stecken den Kopfin den Sand,
wenn es darum geht, die «deutsche Krankheit» zu erkennen und
Heilmittel dagegen zu finden. Erst in den letzten Wochen und
Tagen wiichst das Bewusstsein, dass nur eine Rosskur dieses Land
wieder vom Fleck bringen kann. Doch dazu fehlen wesentliche

Voraussetzungen.

«Seit ecinigen Monaten be-
urteilen wir die deutsche Lage negativer,
denn die Regierung hat an Schwung verlo-
ren, und die gesamtwirtschaftlichen Aussich-
ten haben sich verschlechtert», meldete eine
englische credit ratings agency im Februar.
Im britischen «Economist» konnte man im
Dezember lesen: «Deutschland leidet an
einer schweren konomischen Krankheit und
an der Unsicherheit iiber seinen Platz in der
Welt (...) Die meisten deutschen Politiker
reden zwar davon, dass Reformen nitig sind,
aber die wenigsten scheinen zu erkennen,
wie dringend und radikal diese sein miissen,
wenn die Wirtschaft wieder Tritt fassen soll.»
Die Deutschen seien sich gar nicht be-
wusst, so argwdhnen angelsichsische Markt-
wirtschaftler, wie sehr sie ihre Regierung
«schlafwandlerisch in die Stagnation» fiihre.

Aus einer gewissen Distanz werden die
wunden Punkte besser erkannt, als wenn
man mitten in den Problemen steckt. Die
Uberbringer schlechter Nachrichten sind
niemals beliebt, und hiufig ernten sie fiir
ihre Botschaften nichts als Priigel. Damit
hatte schon Kassandra ihre Probleme. Die
Botschaft von einer besseren Welt verkauft
sich besser als die schonungslose Ana-
lyse der Realitit. Es steht heute fest, dass
Deutschland in den letzten acht Jahren das
schwichste Wachstum in der EU aufwies
und die deutschen Aktienkurse stirker als
alle anderen gefallen sind. Das ehema-
lige Wirtschaftswunderland hat sich iiber-
schitzt. Deutschland lebte die letzten 20
Jahre iiber seine Verhiltnisse, in einem er-
starrten System mit veralteten Regeln, Illu-
sionen und Schlagworten, z.B. mit jenem
von der sozialen Ausgewogenheit und
der Einheitlichkeit der Lebensverhiltnisse.
Die Politik ist dilettantisch und orientie-
rungslos, und dem Staatsschiff fehlt in den

Stiirmen der Weltpolitik das Steuerruder.
Aus der hochgelobten Konsensgesellschaft
wurde ein Diskutierclub, der vor lauter
Reden zu handeln vergisst. Die Lethargie
des Konsumalltags hat die Masse der Biir-
gerinnen und Biirger erfasst. Sie beschwe-
ren sich zwar und rufen nach Reformen,
aber fast niemand ist bereit, etwas zu
indern und auf staatliche Privilegien zu
verzichten. Der Wohlfahrtsstaat hat alle
satt und trige gemacht.

Verantwortungslosigkeit ist teuer

Es ist im Grunde verstindlich, dass die
Deutschen sich wohl fithlen in ihrem
Wohlfahrtssystem mit seinen generdsen
Angeboten und mit seiner hervorragenden
Infrastruktur. Weshalb soll man das frei-
willig aufgeben und unangenehme Verin-
derungen hinnehmen? «Die Deutschen
glauben nicht wirklich, dass eine Krise
bevorsteht» schreibt der «Economist». Sie
leben in einer Gesellschaft, in der kaum
mehr jemand bereit ist, die Verantwortung
fiir sich selbst zu iibernehmen, deshalb
greift auch der Staat immer tiefer in die
Taschen seiner Biirger. Doch Verantwor-
tungslosigkeit ist teuer. Der Mechanismus
der Umverteilung verschlingt Unsummen,
und auf der Suche nach der Verteilungsge-
rechtigkeit wird iibersehen, dass der Topf
immer leerer wird. Unter dem Etikett «So-
zialstaat» liuft ein Mechanismus ab, der
immer unsozialer wird, weil er Biirger
schrépft und Funktionire begiinstigt. Die
Biirokratie ist aber nicht nur teuer, sie
lihmt auch den wirtschaftlichen Alltag,
deshalb verlassen die Tiichtigen das Land
und arbeiten dort, wo man ihnen weniger
Steine in den Weg legt und wo sie mehr
von ihrem Einkommen behalten kénnen.
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Wihrend die Politiker in anderen Staa-
ten im Zuge des internationalen Wettbe-
werbs die wirtschaftlichen und staatlichen
Fesseln lockern, die Biirokratie abbau-
en und Ausgaben und Steuern senken,
glaubte die deutsche Regierung jahrelang,
die weltweit empirisch erhirtete 6konomi-
sche Erfahrung missachten zu kénnen,
dass hohere Staatsausgaben und Steuern
das Wachstum ersticken.

Deutschland leidet zweifellos unter der
derzeitigen weltpolitischen Situation. Aber
die Weltpolitik ist nicht die Ursache; die
Krankheit ist weitgehend hausgemacht, sie
wird durch die weltpolitische Lage nur
verschlimmert. Wenn die Weltkonjunktur
wieder anzieht, ist Deutschland noch
lange nicht gesund. Deutschland ist plétz-
lich das Schlusslicht in der EU, dabei ist
seine Wirtschaftsstruktur nicht schlechter
als jene Frankreichs, Italiens oder Spani-
ens. Aber die Belastung Deutschlands ist
aufgrund der Wiedervereinigung héoher.
Deshalb muss Deutschland stirker refor-
mieren als andere europiische Staaten.

Deutschlands entscheidender Fehler
wurde in den Neunzigerjahren begangen, als
man bei der Wiedervereinigung die Chance
nicht nutzte, das schon damals marode
System zu indern. Stattdessen wurde es auf
die neuen Bundeslinder transferiert. Das
musste schief gehen. Die Folgen sind heute
zu spiiren, und es wire bedauerlich, wenn
dieselben Fehler bei der europiischen
Ostintegration wiederholt wiirden.

Was gehiort zur Reform?

* Lockerung des Kiindigungsschutzes

* Kiirzung des Arbeitslosengeldes fiir
Langzeitarbeitslose

e Kiirzung der staatlichen Arbeits-
beschaffungsprogramme

e Kiirzung der Umschulungsprogramme

* Neue Regeln fiir geringfiigige
Beschiftigung

* Neuordnung der betrieblichen Mit-
bestimmung

i » Flexiblere Lohnkosten

i o Abschaffung der Handwerksordnung

* Lockerung der Vorschriften fiir mo-
derne technische Handwerksberufe

* Lingere Ladenéffnungszeiten

¢ Selbstbeteiligung im Gesundheitssys-
tem
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«Das deutsche Problem ist eine funda-
mentale Inflexibilitit. Nichts ist erlaubt, al-
les ist starr geregelt», dusserte der amerika-
nische Nobelpreistriger Milton Friedman
in einem Interview. «Deutschland ist wirt-
schaftlich und finanziell zu wenig flexibel
und kann sich wegen der starren Preise und
Lihne nicht an verinderte Bedingungen an-
passen. Die Produktivkrifte sind gefesselt.
Wenn Unternehmen keine Leute entlassen
kinnen, wenn es nitig ist, stellen sie lieber
keine ein und produzieren woanders.» Doch
das ist es nicht allein. «Wesentliche Prob-
leme, die heute zum Vorschein kommen, sind
entstanden durch den finanzpolitischen
Fehler beim Umtausch der Ostmark in die
Westmark zu einem Kurs von eins zu eins»,
sagt Milton Friedman. Er glaubt, dass
Deutschland auch an der Umstellung auf
den Euro leidet, weil es dem Euro mit
einer wahrscheinlich iiberbewerteten DM
beigetreten ist, «mit der Folge: Wenn
Deutschland sich den anderen Mitgliedern
in der EU anpassen michte, dann miissten
Preise und Lihne in Deutschland eigentlich
langsamer steigen als in den anderen EU-
Lindern und wumgekehrt». Aber das ist
unmdéglich, weil Deutschland im Rahmen
der EU keine selbststindige Fiskalpolitik
betreiben kann.

Regierung unter Druck

Auch der amerikanische Nationalskonom
Allan Meltzer ist der Meinung, dass sich
Deutschland nicht an die Verinderung in
der Weltwirtschaft angepasst hat. «Das
Hauptproblem sind die strukturellen Refor-
men. Man kann Strukturprobleme nicht mit
Gelddrucken und Steuererhihungen lisen.
Die Arbeitsmiirkte sind viel zu teuer, die Re-
geln zu starr und die Lohnnebenkosten zu
hoch. Deutschland hat versucht, dies durch
Kapitalbildung und Kapitalinvestitionen
auszugleichen, aber der Kapitalgewinn war
sehr niedrig, deshalb investieren viele deut-
sche Firmen in Osteuropa und in den USA,
wo der Kapitalgewinn hiher ist, wo die
Arbeitsmirkte flexibler und die Gewinn-
chancen grisser sind. Die starren Regeln
erschweren den neuen jungen Firmen den
Marktzugang, doch gerade die kleinen
neuen Gesellschaften sind es, die newe Ar-
beitsplitze schaffen.»

Obwohl allgemein bekannt ist, dass tief-
greifende Reformen des Wohlfahrtsstaates
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und eine Liberalisierung des Arbeitsmark-
tes notwendig wiren, zogert die Regie-
rung, unter dem Druck der Gewerkschaf-
ten, den hier skizzierten Weg aus der Krise
mit voller Entschlossenheit zu beschreiten.

Fiir die Gewerkschaften ist jede Reform
am Arbeitsmarkt ein Angriff auf ihre hart
erkimpften Ziele und ein Angriff auf ihre
Macht. Je flexibler die Regeln, desto ge-
ringer der Einfluss. Deshalb betonen sie
auch bei jedem Reformvorschlag sofort die
so genannte «soziale Ausgewogenheit».
Jeder Machtabbau wird als «Sozialabbau»
diffamiert, auch dann, wenn Reformen in
ihrer Auswirkung — vor allem fiir die
Jugend — einen sozialen Fortschritt bringen
wiirden. Wenn die angekiindigten und
dariiber hinaus noch notwendigen Refor-
men gelingen sollen, dann muss sich
die Regierung aus dem Griff der Gewerk-
schaften befreien, sonst bleiben nur Reférm-
chen, die den Namen nicht verdienen. Der
Mythos von der Konsensgesellschaft, von
der «Deutschland AG» ist zerbrochen, der
Mythos vom Wirtschaftswunderland ist
Geschichte. Deutschland muss Abschied
nehmen von der traditionellen Wirschafts-
politik.

Konfrontation statt Reformstau

Die Konsensgesellschaft hat sozialen Frie-
den gebracht, aber auch wirtschaftliche
Erstarrung und Stagnation, weil sie Refor-
men blockiert und Deutschland hand-

Der Mythos
vom
Wirtschafts-
wunderland ist
Geschichte.

WAS IST LOS MIT DEUTSCHLAND?

lungsunfihig macht. Die Zeit ist reif fiir
mehr politische Konfrontation. Das ent-
scheidende Problem des Reformstaus be-
steht darin, dass mehr als zwei Drittel der
Abgeordneten auf der Regierungsbank der
Gewerkschaft verbunden sind — auch der
Bundeskanzler. Die Reformen sind ein-
deutig gegen die Ziele der Gewerkschaf-
ten, die, wiren sie dafiir, gegen ihre eige-
nen Ziele votieren miissten. Aber auch
die Masse der Biirger fiithlt sich unter
dem wohlfahrtsstaatlichen Schutz durch-
aus wohl. Deshalb miissen Reformen ge-
gen den Willen der Gewerkschaften und
auch gegen die Wiinsche von etwa 50 Pro-
zent der Bevélkerung durchgefiihre wer-
den. Dieses «politische Wunder» haben bis-
her nur Margaret Thatcher im UK und Ro-
ger Douglas in Neuseeland geschafft, die
nicht davor zuriickschreckten, «mit eiserner
Hand» durchzugreifen und auch empfindli-
che Riickschlige in Kauf zu nehmen.

Die Zeit der Solisten ist in einer global
vernetzten Welt vorbei. Wer mitspielen
will im internationalen Konzert, muss
Notenlesen kénnen, da kann Deutschland
keinen Sonderweg beanspruchen. Nach
einem Wort des fritheren Bundeskanzlers
Helmut Schmidt ist Deutschland «dkono-
misch ein Riese und politisch ein Zwerg».
Heute scheint es auch 6konomisch ein
Zwerg zu werden, und der vieldiskutierte
«Deutsche Weg» ist angesichts der gegen-
wirtigen Bedeutung der Bundesrepublik
nicht viel mehr als ein Zwergenaufstand. 4
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DIE DEUTSCHE KRISE

DOSSIER

Eine Diskussion Uber die Besitzstande ist dringend

Deutschland steckt in seiner schwersten Krise seit mehr als
fiinfzig Jahren. Zum dritten Mal in Folge wird die Wirtschafts-
leistung in diesem Jahr um weniger als ein Prozent zulegen.
Die Wirtschaft bedarf einer grundlegenden Sanierung. Vor
harten Massnahmen sollte man daher nicht zuriickschrecken.

Die lockere Geldpolitik der
Europiischen Zentralbank und die ver-
gleichsweise rege Auslandsnachfrage haben
zwar den Aktienmarktschock abgefedert
und eine scharfe Rezession verhindert.
Aber die Tatsache, dass die Wirtschaft in
Deutschland bereits seit 1995 im Schnitt
um ein Prozent pro Jahr langsamer wichst
als in den anderen Lindern des Eurorau-
mes, zeigt die hausgemachte Schwiche.
Wihrend die Zahl der Arbeitslosen in den
letzten sieben Jahren in Deutschland
gestiegen ist, ging die Arbeitslosenquote
anderswo im FEuroraum um 3,5 Prozent
zuriick. Hitte Deutschland sich nicht vom
europiischen Wachstumszug abgekoppelt,
wiirde die strukturelle Arbeitslosigkeit
jetzt auf einem Niveau liegen, das als Voll-
beschiftigung gelten kénnte.

Die allgemeinen Ursachen der deut-
schen Dauerstagnation sind wohl bekannt:
iiberhohte Lohnnebenkosten, ausufernde
Regulierungen, ein leistungsfeindliches
Steuer- und Sozialsystem und vor allem
die Weigerung der Gewerkschaften, die
Last der deutschen Vereinigung durch
zuriickhaltende Lohnabschliisse mitzutra-
gen. Deutsche Unternehmen schaffen Ar-
beitsplitze deshalb lieber in Ungarn und
Shanghai, statt in Unna oder Stendal.

Dass Deutschland vom Wunderkind zum
kranken Mann Europas geworden ist,
hat vielfiltige wirtschaftshistorische Ursa-
chen. Eine wichtige Rolle spielt die Erblast
der Wiedervereinigung. Es lisst sich treff-
lich dariiber streiten, ob der weit iiber-
hohte Austauschkurs von 1:1 und der
gleichzeitige Anstieg der ostdeutschen
Nominalléhne 1990 vermeidbar gewesen
wire oder nicht. Die Tatsache bleibt, dass
die ostdeutsche Wirtschaft schlagartig
auch den Rest ihrer Wettbewerbsfihigkeit
einbiisste. Die Liicke zwischen einem
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zunehmenden Lebensstandard und einer
abnehmenden Eigenproduktion in den
neuen Lindern wurde durch Transfers aus
dem Westen gefiillt, die in den Anfangs-
jahren an 5 Prozent der westdeutschen
Wirtschaftsleistung heranreichten und auch
mehr als zehn Jahre danach weiterhin bei
iiber 3 Prozent liegen.

Finanziert wurden und werden diese
Sozialtransfers zu einem erheblichen Teil
iiber hohere Lohnnebenkosten. Dies hat
in Westdeutschland einen Teufelskreis in
Gang gesetzt. Hohere Beitrige der Arbeit-
geber zur Arbeitslosen-, Kranken- und
Rentenversicherung verteuern den Faktor
Arbeit. Die Unternehmen schaffen weni-
ger Arbeitsplitze im Inland und investie-
ren mehr im Ausland. Als Folge steigt die
Arbeitslosigkeit, was wiederum die Bei-
tragssitze zu den Sozialversicherungen
und damit die Lohnkosten in die Hoéhe
treibt und weitere Wachstumschancen und
Arbeitsplitze vernichtet. Wenn dieser Teu-
felskreis nicht durchbrochen wird, droht
der deutschen Wirtschaft letztlich der
Ruin — und den Menschen der Zusam-
menbruch der Sozialsysteme.

Die deutsche Wirtschaft leidet an dem,
was Herbert Giersch schon in den Achtzi-
gerjahren als «Eurosklerose» diagnostiziert
hat. Allerdings ist Deutschland, gemessen
an seiner Regulierungsdichte, nicht sklero-
tischer als Nachbarlinder wie Frankreich,
Italien und Osterreich. Auch die Real-
l6hne der Arbeitnehmer sind in West-
deutschland in den letzten zwdlf Jahren
fiir sich genommen nicht iibermissig ge-
wachsen. Das deutsche Problem besteht
darin, dass als Folge der Vereinigungs-
lasten der Reformbedarf in Deutschland
wesentlich hoéher ist als anderswo. Als
Reaktion auf den kriftig eingeengten Ver-
teilungsspielraum hitten die Reallohn-
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zuwichse weit hinter dem Produktivitits-
fortschritt zuriickbleiben miissen, um Platz
fiir die Sozialtransfers in die neuen Bundes-
linder zu schaffen. Es hat weder eine solche
Lohnzuriickhaltung gegeben noch hinrei-
chende Reformen, um den Verteilungs-
spielraum entsprechend auszudehnen.

Rezepte gegen die Krise

Die Diagnose der deutschen Krankheit lie-
fert das gedankliche Geriist, um Ansitze
zur Therapie entwerfen und beurteilen zu
koénnen.

Zum einen geht es darum, den Vertei-
lungsspielraum zu vergrossern. Deshalb
miissen die Lohnnebenkosten gesenkt und
kostentreibende Regulierungen abgebaut
werden. Mit einer Reform der Sozialsys-
teme muss den Biirgern mehr Eigenverant-
wortung gestattet und zugemutet werden.
Dazu gehort es auch, die Arbeitslosenhilfe
auf das Niveau der Sozialhilfe zu kiirzen
und den teuren Kiindigungsschutz zu mil-
dern, der sich in Deutschland zu einem
entscheidenden Einstellungshemmnis ent-
wickelt hat. Um Investitionen anzuregen
und so den privatwirtschaftlichen Vertei-
lungsspielraum auszudehnen, miissen der
Arbeitsmarkt flexibler, der Staat schlanker
und die Steuerlast geringer werden.

Zum anderen geht es darum, die Arbeit-
nehmer dazu zu bewegen, im Interesse
ihrer Arbeitsplitze und ihres langfristigen
Wohlstandes den jihrlichen Verteilungs-
spielraum so lange nicht voll auszuschop-
fen, bis die Fehler der Vergangenheit
ausgeglichen sind und wieder Vollbeschif-
tigung herrscht. In einigen kleineren Lin-
dern Europas, so in den Niederlanden, ist
es der Politik schon vor lingerer Zeit
gelungen, die Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbinde auf eine langfristige Stra-
tegie zuriickhaltender Lohnzuwichse fest-
zulegen. Entsprechend blithen in und um
Amsterdam heute nicht nur die Tulpen,
sondern die Wirtschaft ganz allgemein.

In Deutschland sind hingegen alle Ver-
suche gescheitert, durch ein Biindnis fiir
Arbeit an des Kanzlers rundem Tisch ein
Wohlverhalten der Funktionire herbeizu-
reden. Deshalb bleibt Deutschland nur der
harte Weg, mit dem vor knapp zwanzig
Jahren Margaret Thatcher die britische Mi-
sere beendete und ihr Land wieder in ein
europiisches Wachstumszentrum verwan-
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delte: Die Politik muss den Wiirgegriff des
Tarifkartells brechen und den Einfluss der
iiberortlichen Gewerkschaftsbosse zuguns-
ten betrieblicher Lésungen beschneiden.
Regelungen auf Betriebsebene zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern sollten
grundsitzlich Vorrang vor regionalen Ta-
rifvertrigen bekommen, wenn der entspre-
chende Betriebsrat oder die Mehrheit der
Arbeitnehmer eines Unternehmens zu-
stimmt; das Giinstigkeitsprinzip im So-
zial- und Arbeitsrecht sollte grundsitzlich
im Sinne des Erhaltes eines Arbeitsplatzes
und nicht im Sinne eines kurzfristigen
finanziellen Vorteils fiir die Noch-Beschif-
tigten konkretisiert werden.

Mitte der Neunzigerjahre hatte vor allem
Wolfgang Schiuble versucht, mit einigen
Reformen das Ruder herumzureissen. Ge-
nannt seien vor allem die eingeschrinkte
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, ein
leicht gelockerter Kiindigungsschutz, bes-
sere Bedingungen fiir Niedriglohnstellen
und eine vergleichsweise konsequente Ren-
tenreform. Nicht zuletzt dank dieser Initia-
tiven hat die deutsche Wirtschaft anschlies-
send fiir einige Jahre wieder ein wenig Fuss
fassen konnen. Allerdings hat die Regie-
rung Schréder unmittelbar nach ihrem
Amtsantritt Ende 1998 fast all diese Refor-
men zuriickgenommen — und damit letzt-
lich selbst ihre heutige Krise heraufbe-
schworen. Deutschland steht heute mehr
denn je als der kranke Mann Europas da.
Als Teil der Reformagenda sollten die we-
sentlichen Ansitze von Schiuble wieder in
Kraft gesetzt werden.

Das Gespenst der Deflation?

In Diagnose und Therapievorschligen
habe ich Arbeitskosten und Institutionen
in den Vordergrund gestellt. Es gibt jedoch
eine alternative Sichtweise, die vor allem
makrodkonomisch ausgerichtet ist. Dem-
nach leidet Deutschland wie Japan an
einer zu restriktiven Geld- und Fiskalpoli-
tik und sieht sich deshalb mit der Gefahr
einer Deflation konfrontiert.

Ahnlich wie Japan, das sich wirtschafts-
politisch verausgabt hat, kann Deutsch-
land weder die Geld- noch die Fiskalpoli-
tik einsetzen, um seine lahmende Binnen-
konjunktur kurzfristig zu stimulieren. Die
Zinsen werden von der Europiischen Zent-
ralbank gesetzt, die Haushaltspolitik hat
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als Folge vergangener Siinden ihren Spiel-
raum weitgehend eingebiisst. Und ebenso
wie in Japan stellen ein verkrusteter Ar-
beitsmarkt und eine alternde Bevilkerung
das Sozialsystem vor immer grossere Prob-
leme, wihrend gleichzeitig iibermichtige
Interessengruppen die notwendigen Re-
formen verhindern.

Die Deflationsdebatte liuft jedoch auf
eine Fehldiagnose hinaus. Deflation be-
zeichnet einen anhaltenden Riickgang des
Preisniveaus. Da die Verbraucher erwarten,
dass Giiter und Dienstleistungen in der Zu-
kunft billiger sein werden als heute, halten
sie sich heute mit Kiufen zuriick. Die ge-
samtwirtschaftliche Nachfrage bricht ein.
Von einer solchen Deflation ist Deutsch-
land weit entfernt. Die Preise fiir Dienstleis-
tungen, die am besten den hausgemachten
Preisdruck widerspiegeln, steigen mit Ra-
ten um ein bis zwei Prozent. Bereinigt um
die allgemeine Inflationsrate sind die Zin-
sen so niedrig, wie sie es auch zu Zeiten der
Bundesbank in konjunkturellen Krisen im
Regelfall gewesen sind. Auch die Fiskalpo-
litik und der Europiische Stabilititspakt
kénnen kaum als Siindenbock herhalten.
Mehr aus Zufall denn aus antizyklischer
Absicht hat Deutschland die Einkommen-
steuern zu Beginn des Abschwungs in den
Jahren 2000/2001 sogar spiirbar gesenkt.
Auch dieser Stimulus hat aber den Ab-
schwung nicht aufhalten kénnen.

Deutschlands aktuelles Problem sind
stattdessen die Lohn- und Lohnnebenkos-
ten. Im Frithjahr 2002 haben die Gewerk-
schaften Lohnerhéhungen von drei bis vier
Prozent durchgesetzt, obwohl allenfalls ein
Zuwachs von zwei Prozent vertretbar ge-
wesen wire. Der Doppelschlag der iiber-
hohten Lohnabschliisse und der nachlas-
senden Weltkonjunktur im Gefolge der
unerwartet tiefen Aktienkrise hat viele
Unternehmen in die Knie gezwungen.

Wie unsere Analyse gezeigt hat, kénnen
weder die zuriickliegende Lohnrunde noch
der neue Anstieg der Lohnnebenkosten im
Jahr 2003 als einmalige Betriebsunfille ab-
getan werden. Ahnlich krasse Fehler hat es
immer wieder gegeben. Auch 1995 hatten
zu hohe Lohnabschliisse dazu beigetragen,
einen wirtschaftlichen Aufschwung abzu-
wiirgen.

In einer Beziehung kann Japan aller-
dings als warnendes Beispiel dienen: Seit-
dem im Land der aufgehenden Sonne eine
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grosse Aktien- und Immobilienblase ge-
platzt ist, sind die japanischen Banken wie
gelihmt. Sie vergeben zu wenig Kredite
und kommen ihrer gesamtwirtschaftlichen
Funktion als Mittler zwischen Sparern und
Investoren nicht mehr nach. Bisher haben
Deutschlands grosse Banken zwar eine Er-
tragskrise. Sie leiden jedoch noch nicht an
einem Ubermass an faulen Krediten nach
der Art Japans. Wenn die deutsche Wirt-
schaft allerdings noch lange stagniert,
kénnte sich die Krise im deutschen Bank-
wesen zuspitzen und die Wirtschaft einer
echten Kreditklemme aussetzen. Auch dies
ist ein Grund, méglichst unverziiglich ein-
schneidende Reformen einzuleiten.

Sicher kann die deutsche Wirtschaft
nach dem Ende der Irak-Krise auch ohne
grosse Reformen einen gewissen Auf-
schwung erleben. Aber eine rein zyklische
Erholung wiirde die Gefahr nicht vermin-
dern, dass das Land im nichsten Ab-
schwung noch tiefer in den Schlamassel
geraten konnte. Der Blick auf die Euro-
piische Zentralbank hilft dabei wenig.
Die Zinsen sind bereits niedrig. Die deut-
sche Angebotsschwiche lisst sich durch
keine noch so nachgiebige Zinspolitik
kurieren.

Die Stunde der Politik

Die missliche Lage, die ihren Niederschlag
im Anstieg der Arbeitslosenzahl auf iiber
4,7 Millionen im Februar 2003 gefunden
hat, beinhaltet auch eine Chance: In der
Bevélkerung ist die Einsicht mittlerweile
weit verbreitet, dass etwas geschehen
muss, auch wenn niemand seine eigenen
Besitzstinde als Erster preisgeben méchte.

Die deutsche Politik hat die Wahl zwi-
schen Stillstand oder Reformkonsens. Bis
zum Herbst 2004 stehen keine folgen-
schweren Landtagswahlen mehr ins Haus,
schmerzhafte und zunichst unpopulire
Reformen kénnten noch bis zum nichsten
Urnengang auf Bundesebene im Herbst
2006 sichtbare Friichte tragen. Wiirden
Regierung und Opposition, die durch die
Machtverhiltnisse in Bundestag und Bun-
desrat auf Gedeih und Verderb aneinander
gekettet sind, in den kommenden Mo-
naten mutige Reformen vorantreiben,
konnte dies die deutsche Wirtschaft nach-
haltig beleben und dazu beitragen, die
Kurse deutscher Aktien zu stabilisieren. 4



Nikolaus Piper,

geboren 1952, ist diplo-

mierter Volkswirt und
Leiter des Wirtschafts-
ressorts der
Siddeutschen Zeitung.
Er ist Trager des
Ludwig-Erhard-Preises
2001 und Autor der
Kinderbicher «Felix und
das liebe Geld» (1998)
und «Geschichte der
Wirtschaft» (2002).

DOSSIER

EINHEITLICHKEIT KANN NICHT ERZWUNGEN WERDEN

Unbewaltigte Folgen der deutschen Wiedervereinigung

Um das Wirtschaftswachstum, die Lage der Staatsfinanzen und die
Stimmung steht es zurzeit in Deutschland schlecht. Es liegt nabhe,
dafiir die amtierende Bundesregierung verantwortlich zu machen.

Die Probleme zeigten sich aber schon kurz nach der Wiedervereinigung.

Nach langem, quilendem Gezerre ist jetzt in Deutschland eine Reform-
debatte in Gang gekommen. Sowohl Gerhard Schrider als auch Edmund
Stoiber haben erstaunlich konkrete Vorschlige vorgelegt. Ihre Realisierung

verlangt langen Atem und eine ordnungspolitische Neuorientierung.

Die deutschen Sozialdemo-
kraten bekommen jetzt die ganze Wut, den
Arger und auch die Angst zu spiiren, wel-
che die Bundesbiirger wegen der Wirt-
schaftslage ihres Landes erfasst hat. Man
darf dabei jedoch nicht iibersehen, dass
Deutschland schon lange vor dem Amts-
antritt von Gerhard Schrider Wachstums-
Schlusslicht in Europa war, und zwar seit
der schweren Rezession, die 1993 auf den
Wiedervereinigungs-Boom folgte.

Tatsichlich hat Deutschland eine De-
kade der Wachstumsschwiche hinter sich.
Um die Ursachen zu verstehen, muss man
noch ein wenig weiter zuriick blicken, ins
Frithjahr 1990. Damals rief die SED, die
sich erst vor wenigen Monaten den neuen
Namen PDS zugelegt hatte, zu einer Gross-
kundgebung auf. Die Parole im Berliner
Lustgarten hiess «1:1 — wir sind ein Volk».
Die vermutlich erste echte Demonstration
in der Geschichte der Partei richtete sich
gegen die Vorschlige von Experten der
Deutschen Bundesbank, bei der bevor-
stehenden deutsch-deutschen Wihrungs-
union fiir zwei Mark Ost nur eine Mark
West zu zahlen.

Gigantische okonomische Fehler

Die Pline waren kurz zuvor durch eine In-
diskretion bekannt geworden und hatten
in der DDR einen Proteststurm ausgeldst,
nicht nur bei den Anhingern des alten Sys-
tems. Dabei waren die Vorschlige schon
ein Kompromiss zwischen den Erwartun-
gen der Menschen und der 6konomischen
Realitit, die einen Kurs von 1:4 nahege-
legt hitte. Jedenfalls hitte auch schon ein

Umtausch von 1:2 einen massiven Auf-
wertungsdruck fiir die ostdeutsche Wirt-
schaft bedeutet.

Doch die Triume der Menschen waren
stirker als die Gebote der Okonomie. Die
Ostdeutschen iibertrugen ihren Wunsch,
gleichberechtigte Biirger eines vereinten
Deutschlands zu sein, ganz einfach auf die
Wihrung. Hitte man die ohnehin niedri-
gen Lohne von DDR-Arbeitern nominell
gekiirzt, etwa wenn aus 1000 Mark Ost
500 Mark West geworden wiren, dann
hitten die Betroffenen dies als Lohnkiir-
zung empfunden, auch wenn es in Wirk-
lichkeit eine Reallohnerhéhung gewesen
wire. So kam die Wihrungsunion mit dem
Umtauschverhilenis 1:1; nur sehr grosse
Bestinde an DDR-Mark wurden 1:2 ge-
tauscht. Das «Wall Street Journal» hat den
okonomischen Kern der Wihrungsunion
damals so beschrieben: Die Westdeutschen
«haben die DDR annektiert, und jetzt be-
zahlen sie deren Biirger dafiir, dass sie ihre
Waren kaufen». Dass das nicht gut gehen
konnte, war klar.

Die deutsche Einheit hat mit einem
gigantischen 6konomischen Fehler begon-
nen. Vor dieser unbequemen Tatsache
darf heute niemand die Augen verschlies-
sen, der Deutschland reformieren will.
Schlimm war vor allem, dass das Eins-zu-
eins-Denken nach der Wihrungsunion
erst richtig begann. Unter dem Namen
«Sozialunion» wurden die Rentner der
chemaligen DDR in die damals schon
iiberlasteten westdeutschen Sozialkassen
iibernommen, so, als hitten sie ein Le-
ben lang Beitrige gezahlt. Die Ostlshne
wurden im Parforceritt an das Westni-
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veau angepasst, ohne jede Riicksicht auf
die tatsichliche Arbeitsproduktivitit. Ost-
deutschland ist heute vermutlich die am
stirksten subventionierte Region, die es je
gab. Gut 4 Prozent der westdeutschen
Wirtschaftsleistung geht Jahr fiir Jahr in
den Osten. Das wire zu verkraften, wenn
die Subventionen ein exorbitantes Wirt-
schaftswachstum erzeugten, das dann die
Nation mit zieht. Das ist aber nicht der
Fall. Seit Mitte der Neunzigerjahre wichst
der Osten langsamer als der Westen. Und
bei alledem haben viele Ostdeutsche noch
das Gefiihl, gegeniiber den Westdeutschen
benachteiligt zu sein. So entsteht eine
brisante Mischung aus Missgunst, Neid,
Schuldzuweisungen und Uberdruss.

Strapazierte Einheitlichkeit

Fast konnte man meinen, das Geschenk
der Einheit habe sich gegen die Deutschen
gerichtet. Um den Vorgang zu begreifen,
muss man einen Gedanken auf die So-
zialpsychologie Deutschlands verwenden.
«Einigkeit und Recht und Freiheit» sind, so
heisst es in der deutschen Nationalhymne,
«des Gliickes Unterpfand». Einigkeit, wenn
nicht gar die Einheitlichkeit, ist ein hohes
Ideal, seit es einen deutschen National-
staat gibt, auch und gerade in der
Bundesrepublik nach 1945. Die «Einheit-
lichkeit der Lebensverhiltnisse» wird sogar
vom Grundgesetz gefordert. Einheit und
Einheitlichkeit umschrieben schliesslich
die Anspriiche der Ostdeutschen nach
dem Zusammenbruch des Kommunismus.
Nach all den Katastrophen der deutschen
Geschichte sollte man fiir diesen Wunsch
sogar ein gewisses Verstindnis aufbringen.
Wenn ein liberales Reformprogramm, das
dem Land mehr Spielriume fiir den
Einzelnen und damit notgedrungen auch
mehr soziale Divergenz bringt, dies igno-
riert, erleidet es die Strafe des Scheiterns.
Es war ja gerade das Geniale am Konzept
der Sozialen Marktwirtschaft, so wie es
Ludwig Erhard verstand, dass das Postulat
des sozialen Ausgleichs expressis verbis auf-
genommen und auf eine 6konomisch so-
lide Grundlage gestellt wurde.

Ganz in diesem Sinne wire heute an
Ludwig Erhard anzukniipfen: Reformer in
Deutschland miissen vermitteln, dass Ein-
heit und soziale Stabilitit gefihrdet sind,
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wenn man iiber Steuern, Sozialabgaben
und Tariflshne zu viel Einheitlichkeit zu
erzwingen sucht. Ein Land, das die Last
der Einheit zu tragen hat und gleichzei-
tig neue Wettbewerbschancen nutzen will,
ein Land, das ausserdem Millionen von
Migranten integrieren muss, braucht mehr
Unterschiedlichkeit. Fiir einen Liberalen
ist diese Unterschiedlichkeit ohnehin et-
was Erstrebenswertes, ein Reformer in
Deutschland braucht aber viel Uberzeu-
gungskraft, um diese Erkenntnis politisch
umzusetzen.

Grund zur Eile

Ein nicht zu unterschitzender Vorteil da-
bei liegt darin, dass in Deutschland, an-
ders als im Grossbritannien der spiten
Siebzigerjahre, noch keine Revolution
notwendig ist, um die wirtschaftliche Zu-
kunft des Landes zu sichern. Jedenfalls
dann nicht, wenn die Reformen jetzt
schnell angepackt werden — ehe um das
Jahr 2010 die deutschen Sozialsysteme
auch noch den demographischen Wandel
verkraften miissen, den schnell wachsen-
den Anteil ilterer Menschen an der Be-
volkerung. Mehr noch: Vieles, fiir das
Deutschland bis vor kurzem noch bewun-
dert wurde, gibt es ja noch immer: die
hohe Arbeitsproduktivitit, die gute Aus-
bildung der Facharbeiter, verlissliche, und
meist friedliche Arbeitsbezichungen in
den Betrieben, ein leistungsfihiges Inge-
nieurwesen. Der Kern der notwendigen
Reformen ist unter Okonomen nicht um-
stritten. Uber Details mag man unter-
schiedlicher Meinung sein, die allgemeine
Richtung ist aber konsensfihig. Bei der
Umsetzung ist handwerkliches Geschick
erforderlich, vermutlich sind auch Fehler
unvermeidbar, schliesslich ist insgesamt
die richtige Einschitzung des Zeitdrucks
ausschlaggebend.

In Deutschland ist, wie gesagt, noch
keine Revolution nétig, sondern eine Re-
form. Je mehr Zeit jedoch vergeht, desto
revolutionirer miissen die Reformen wer-
den, wenn sie Erfolg haben sollen. Die
Deutschen haben also allen Grund, sich
zu beeilen. Die folgenden zehn Punkte
sind ein pragmatischer Vorschlag fiir Re-
formen, bei dem der Autor keinerlei An-
spruch auf Vollstindigkeit erhebrt.
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Notwendige Reformen

Zibmung der Verbiinde bei der Lohnfindung. Gewerkschaften und Arbeitgeberverbinde haben bei der
Lohnfindung in Ostdeutschland katastrophal versagt, daher ist das System des zentral ausgehandelten
Flichentarifvertrages schwer beschidigt. Nun muss die Lohnfindung wenigstens teilweise in die Betriebe
zuriickverlagert werden. So entsteht mehr Unterschiedlichkeit in der Lohnstruktur, die strukturschwachen
Regionen und Betrieben zugute kommt. Betriebe miissen das Recht bekommen, mit ihren Betriebsriten
Lohne zu vereinbaren, die niedriger sind, als im Tarifvertrag vorgesehen.

Begrenzung des Sozialstaats. Weil die Kosten der deutsch-deutschen Sozialunion nicht zu beseitigen sind
und die Beitragszahlungen zu eigentumsihnlichen Anspriichen gefiihrt haben, braucht diese Reform beson-
dere Sorgfalt. Notwendig sind ein geringerer Anstieg der Renten ebenso wie lingere Lebensarbeitszeiten.
Die Rentenversicherung muss wieder zu einer Grundsicherung werden, die durch betriebliche und private
Altersversorgung erginzt wird.

Reform des Gesundheitswesens. Das deutsche Gesundheitssystem erhebt den Anspruch, solidarisch zu
sein, also jedem Biirger die medizinisch beste Versorgung, unabhingig von seinem Einkommen, zu garan-
tieren. Es kann diesen Anspruch aber immer weniger einldsen; systemimmanente Reformen haben nur zu
Biirokratie und Leistungsverschlechterung gefiihrt. Deshalb wird auch in Deutschland kein Weg an einer
Grundsicherung fiir alle vorbei fiihren, die dann durch private Zusatzversicherungen zu erginzen wire. Dies
wird einen Proteststurm auslésen; denn viele organisierte Interessen sind davon betroffen. Die einen werden
von «Zweiklassenmedizin» reden, die anderen sich beschweren, weil auch jene in die Grundsicherung ein-
zahlen miissten, die sich bisher aus der gesetzlichen Krankenversicherung freikaufen kénnen; schliesslich
werden die Verbandsvertreter gegen ihre drohende Entmachtung protestieren.

Reform des Fideralismus. Die Bundesrepublik begreift sich, wie die Schweiz, als féderaler Staat. Auch das
ist eine Konsequenz der wechselhaften deutschen Geschichte. Der deutsche Foderalismus wurde jedoch
gelihmt durch ein undurchdringliches Geflecht von Finanzstromen und Verpflichtungen zwischen Bund
und Lindern. Die Linder haben kaum noch finanziellen Gestaltungsspielraum, wohl aber die Macht, die
Bundespolitik iiber den Bundesrat zu blockieren. Die Gemeinden bluten unterdessen finanziell aus, viele
stehen schon unter Zwangsverwaltung. Auch hier ist mehr Mut zu Unterschiedlichkeit nétig.

Mebhr Effizienz bei den Subventionen fiir Ostdeutschland. Grundsitzlich ist an der Subventionshéhe auf
absehbare Zeit nichts mehr zu dndern, aber angesichts der miserablen Ergebnisse ist eine Bestandsaufnahme

iiberfillig.

Weniger Vorschriften. Es ist in Deutschland immer noch viel zu viel verboten, die Griindung eines Unter-

sonderer Symbolkraft wire es, wenn die Geschifte in Deutschland, ausserhalb des Sonntags, 6ffnen und
schliessen konnten, wie sie wollen.

Eine nachhaltige Steuerreform mit dem Ziel, vor allem die Grenzsteuersiitze zu ermdissigen. Allerdings
darf man dabei nicht die Illusion wecken, es liesse sich die Steuerquote in Deutschland nachhaltig senken.
Die liegt im internationalen Vergleich eher im unteren Bereich. Die eigentliche Entlastung muss von den
Sozialbeitrigen kommen.

ist, zeigt sich nirgends so deutlich wie im Bundeshaushalt. Von den 247 Milliarden Euro gehen allein 74
Milliarden als Zuschuss in die Rentenversicherung. Zihlt man die Zinsausgaben und die Versorgung fiir
Pensionire dazu, verwendet der Bund iiber die Hilfte seiner Ausgaben fiir die Bewiltigung der Vergangen-
heit. Fiir die Zukunft ist immer weniger Geld da: Der Anteil der Investitionen liegt unter 10 Prozent. Nicht
nur der Bund, auch Linder und Gemeinden miissten eigentlich erheblich mehr investieren, um das Land
auf Wachstumskurs zu bringen.

Entmachtung der Verbiinde. Zwischen Staat und Biirger haben sich in Deutschland die Verbinde als Meta-
Ebene geschoben. Bundeskanzler Schréder hat versucht, die Verbinde iiber das Biindnis fiir Arbeit gezielt
in den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit einzubinden. Das Konzept ist gescheitert, die Verantwortung fiir
die Reformarbeit muss wieder in den Bundestag zuriick verlagert werden.

Bildungsreform: Die Pisa-Studie hat gezeigt, wie gross der Nachholbedarf Deutschlands in der Bildungs-

gewihrleisten, dass mehr Geld in Schulen und Hochschulen fliessen kann. 4

nehmens erfordert ein Vielfaches des in den Vereinigten Staaten notwendigen Aufwandes. Ein Akt von be- :

Umstrukturierung des Staatshaushalts. Wie iiberfrachtet Deutschland mit den Lasten der Vergangenheit :

politik ist. Die Verantwortung fiir die Bildung liegt bei den Bundeslindern. Der Bund muss aber :
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DEUTSCHLAND STEIGT AB

DOSSIER

Am «Neoliberalismus» kann es nicht liegen

M/ie immer, wenn die Kon-
junktur abschwicht, betreten die Kapita-
lismuskritiker die Biihne. In Deutschland
ist es in letzter Zeit geradezu chic ge-
worden, den vermeintlich schrankenlosen
«Neoliberalismus» als Ursache von Ar-
beitslosigkeit und anderen Miseren zur
Verantwortung zu ziehen. Selbst die Wirt-
schaftspolitik der Regierung Schrider wird
von Erfolgspublizisten (etwa dem ansons-
ten abgehalfterten Oskar Lafontaine) in
epischer Breite einer «neoliberalen Ausrich-
tung» bezichtigt. Dass die deutsche Wirt-
schaft samt ihrem sozialpolitischen Kor-
sett in der Misere steckt, ist unbestritten.
4,7 Millionen Arbeitslose sprechen da eine
deutliche Sprache. Aber stimmt auch die
dahinter vermutete Ursache? Sind hier
destruktiv wiitende und ungehemmte
Marktkrifte am Werk gewesen?

Diesen Fragen kann man empirisch auf
den Grund gehen. Wirtschaftsfreiheit ist
messbar und vergleichbar. Die vom Wirt-
schaftsnobelpreistriger Milton Friedman
inspirierte und vom kanadischen «Fraser
Institute» jihrlich neu publizierte Studie
«Economic Freedom of the World» ver-
gleicht Daten aus aller Welt (123 Linder
aufgrund der Angaben von insgesamt 52
Forschungsinstituten) und beurteilt nach
ausgewihlten Kriterien wie etwa Offenheit
des Aussenhandels, Staatsquote, Steuer-
hohe, Rechtssicherheit und Wihrungssta-
bilitit die wirtschaftliche Freiheit, also die
Marktwirtschaftlichkeit. Am Schluss steht
ein ranking der Linder von den freiesten
zu den unfreiesten. Wie steht es nun um
die Einstufung Deutschlands auf dieser
Skala der Marktwirtschaftlichkeit?

Nach dem Gesamtwert der wirtschaftli-
chen Freiheit liegt Deutschland zurzeit auf
Platz 15 von 123 untersuchten Lindern.
Man kénnte meinen, das sei doch gar
nicht so schlecht. Deutschland lag aber im
Jahr 1970 noch auf Platz 6. Inzwischen hat
es an Terrain eingebiisst, obwohl es immer
noch Pluspunkte erhilt, beispielsweise
beim Rechtssystem und bei der Geldwert-
stabilitdt. Auch der Aussenhandel ist, EU-
bedingt, noch recht frei.
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Beim Umfang der Staatstitigkeit — also:
offentliche Ausgaben, Steuern, staatliche
Unternehmen — steht Deutschland aller-
dings lediglich auf Platz 102 von 123
Lindern. Betrigt der Einkommensspitzen-
steuersatz etwa in der Schweiz je nach
Kanton 31 bis 40 Prozent, so betrigt er in
Deutschland satte 51,2 Prozent. Der An-
teil der Staatsausgaben am Gesamtbrut-
toinlandprodukt betrigt in der Schweiz
19,2 Prozent, in Deutschland 24,5 Pro-
zent. All dies erklirt zunichst einmal,
warum Deutschland aufgehort hat, die
Wachstumslokomotive Europas zu sein.

Das Hauptproblem der deutschen Poli-
tik ist die Uberregulierung des Arbeits-
marktes. Die fiir «Economic Freedom
of the World» massgeblichen Kriterien
sind folgende: die Festsetzung von Mini-
malléhnen, der Kiindigungsschutz, das
Ausmass des «Kollektivlohnabschlusses»,
die Anreize durch Arbeitslosengeld und
die Wehrpflicht. Die massgebenden Daten
lagen nur fiir 74 Linder vollstindig
vor. Fiir Deutschland ist das Ergebnis er-
schreckend. In Sachen Arbeitsmarktfrei-
heit landet das Land auf Platz 74, also auf
dem letzten Platz. Die Schweiz — wen
wundert es, dass hier die Arbeitslosig-
keit noch geringer ist — liegt immerhin auf
Rang 32.

Die Uberregulierung des Arbeitsmark-
tes zeitigt ihre Folgen. Wegen ihr setzt
sich Wachstum nicht mehr in Beschifti-
gung um. In Deutschland erhshte sich im
Zeitraum von 1990 bis 1999 die durch-
schnittliche Zahl der Beschiftigten bei ei-
nem Prozent zusitzlichem Wachstum um
dusserst magere 0,04 Prozent. In den Nie-
derlanden, wo in diesem Zeitraum eine
strikte Lohnzuriickhaltung und -flexibili-
sierung betrieben wurde, betrug der Be-
schiftigungseffekt von Wachstum dage-
gen 0,74 Prozent — und war somit 18-mal
so hoch.

Es ist trostlich zu wissen, dass in letz-
ter Zeit bei den verantwortlichen Politi-
kern eine Diskussion eingesetzt hat, lei-
der noch allzu zaghaft und natiirlich viel
zu spit. 4
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ARBEITGEBERVERBANDE, GEWERKSCHAFTEN

UND POLITIK

Die drei Plagen auf dem Arbeitsmarkt

Es ist an der Zeit, das iiberkommene institutionelle Arrangement
auf dem Arbeitsmarkt und im Bereich des Sozialen zu beseitigen.
Mehr Wohlstand fiir alle ist nur miglich, wenn der Wettbewerb
auf dem Arbeitsmarkt und im Sozialen schiirfer wird.

Deutschland, das lange be-
neidete Wirtschaftswunderland der Nach-
kriegszeit, ist abgebrannt. Als Lokomotive
des europiischen Wachstumszuges hat es
ausgedient. Es trigt lingst die rote La-
terne. Ein Vorbild, wie Arbeitslosigkeit
niedrig gehalten werden kann, ist es fiir
niemanden mehr. Die anhaltend hohe Ar-
beitslosigkeit nagt vor allem in den neuen
Bundeslindern auch an der politischen
Ordnung. Der deutsche Sozialstaat dient
vielen in Europa als Beispiel, wie man es
nicht machen sollte. Er erstickt die wirt-
schaftliche Initiative. Die foéderale Ord-
nung ist ein Grund fiir den anhaltenden
Reformstau. Sie atmet den restaurativen
Geist des Korporatismus, nicht den des
innovativen, wettbewerblichen Foéderalis-
mus. Niemand spricht mehr von der eng-
lischen oder hollindischen Krankheit.
Deutschland ist zum kranken, alten Mann
in Europa geworden.

Deutschland ist ein Sanierungsfall. Das
wird nirgendwo so deutlich wie am Ar-
beitsmarkt. Die Arbeitslosigkeit ist auf
iiber 4,6 Millionen offen ausgewiesene Ar-
beitslose angewachsen, die Arbeitsmarkt-
politik versteckt weitere 1,8 Millionen.
Auch wenn die Politik weismachen will,
dass sie gegen die Michte der Weltwirt-
schaft auf verlorenem Posten steht, die Mi-
sere auf dem deutschen Arbeitsmarkt ist
zuallererst hausgemacht. Die rot-griine
Bundesregierung hat seit 1998 alles getan,
den Arbeitsmarkt weiter zu verriegeln, die
Tarifpartner verstindigten sich auf Lohn-
und Tarifabschliisse jenseits aller 6konomi-
schen Vernunft. Wer das kleine 6konomi-
sche Einmaleins beherrscht, weiss, dass un-
ter diesen Umstinden ungiinstige weltwirt-
schaftliche Entwicklungen unweigerlich zu
noch hoherer Arbeitslosigkeit fithren.

Das alles ist kein Betriebsunfall; in
Deutschland ist der Wurm drin, nicht erst
seit heute. Die Arbeitslosigkeit steigt seit
iiber einem Vierteljahrhundert in rezessi-
ven Phasen stirker an als sie in wirtschaft-
lich guten Zeiten sinkt. Der institutionelle
Rahmen, der Deutschland in der Nach-
kriegszeit wirtschaftlich gross gemacht
hat, passt schon lange nicht mehr zur 6ko-
nomischen Wirklichkeit. Auf dem Arbeits-
market ist der institutionelle Mismatch be-
sonders augenfillig. Ob Deutschland wirt-
schaftlich wieder auf die Beine kommrt
oder weiter dahinsiecht, hingt auch davon
ab, ob Reformen angepackt werden, die
das Tarifkartell knacken und mehr Wett-
bewerb zulassen. Die Institutionen miissen
der Wirklichkeit angepasst werden, alle
Versuche, die Wirklichkeit in das Prokrus-
tesbett der gegenwirtigen ineffizienten
Institutionen zu zwingen, sind ein gefihr-
licher Irrweg.

Das Regelwerk auf dem Arbeitsmarkt
wurde fiir den industriellen Sektor der un-
mittelbaren Nachkriegszeit massgeschnei-
dert. Damals war eine fordistische Produk-
tionsweise gang und gibe, die Massenpro-
duktion dominierte. Die Interessen der
Industriearbeitnehmer waren relativ ho-
mogen, die der Arbeitgeber ebenfalls. Das
erleichterte es beiden, sich zu organisieren.
Der industrielle Sektor entwickelte sich
zum Eldorado michtiger Interessengrup-
pen. Bei relativ homogenen Interessen und
dhnlicher wirtschaftlicher Entwicklung in
einer Branche lagen einheitliche, zentrale
Losungen nahe. Das Tarifkartell, mit dem
Flichentarif als Aushingeschild, ist ein
Kind dieser Zeit. Erginzt wird es um ein
von den Arbeitsgerichten &konomisch
unsinnig ausgelegtes Giinstigkeitsprinzip.
Garniert wird das Ganze von der Méglich-
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keit der Politik, Tarifvertrige fiir allge-
meinverbindlich zu erkliren.

Allerdings, die Arbeitswelt hat sich
grundlegend verindert. Der Stern des in-
dustriellen Sektors sinkt, Dienstleistungen
sind iiberall auf dem Vormarsch. Die
Interessen von Arbeitnehmern und Arbeit-
gebern werden bunter. Es ist eine organi-
satorische Revolution im Gange, hierar-
chische Organisationen sind in der De-
fensive, flexiblere Formen gewinnen die
Oberhand. Ein volatileres wirtschaftliches
Umfeld erfordert dezentralere Entschei-
dungen. Arbeitnehmer und Arbeitgeber
arbeiten dabei Hand in Hand, wenn sie die
Verbinde nicht daran hindern, von Klas-
senkampf keine Spur. Arbeitnehmer brau-
chen umfassendere Fihigkeiten, es wird
hiufig in Teams gearbeitet. Allgemeine
Qualifikationen werden einfachen betriebs-
spezifischen Kenntnissen vorgezogen. Be-
rufliche Bildung und betriebliche Weiter-
bildung sind wichtiger denn je.

Ein volatiles wirtschaftliches Umfeld er-
fordert Institutionen, die méglichst wenig
iiber einen Kamm scheren, es den wirt-
schaftlichen Akteuren erleichtern, flexibel
auf verinderte Gegebenheiten zu reagieren
und alles tun, die eigene Verantwortung zu
stirken. Deshalb sind die traditionellen
Flichentarife reif fiir das Museum der
Industriegeschichte, staatlich verordnete
und gewerkschaftlich administrierte biiro-
kratische Formen betrieblicher Mitbestim-
mung ebenfalls. Betriebliche Biindnisse
fiir Arbeit sind das Gebot der Stunde. Die
miindigen Arbeitnehmer in den Betrieben
miissen ihr wirtschaftliches Schicksal zu-
sammen mit der Unternehmensleitung
selbst in die Hand nehmen koénnen. Ver-
handlungen iiber die Héhe und Form der
Léhne, den Schutz des Arbeitsplatzes, die
Gestalt der Mitbestimmung und die be-
triebliche Weiterbildung gehéren auf die
Ebene der Betriebe.

Sozialstaat als Lastesel

Das alles ist nicht im Interesse der Tarif-
partner, die seit langem eine Plage fiir
Deutschland sind. Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbinde hingen einer Strate-
gie aus einer lingst versunkenen Arbeits-
welt nach. Thre Welt ist die des Korpora-
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WAS IST LOS MIT DEUTSCHLAND?

tismus, wie er zwischen Tarifpartnern und
Politik gepflegt wird. Mit dem Biindnis
fiir Arbeit auf zentraler Ebene des Bundes
hat dieses Treiben nur einen neuen Namen
erhalten. Solche Biindnisse sind einfach
gestrickt: Die Tarifpartner schlagen lohn-
und rtarifpolitisch iiber die Stringe, die
Arbeitslosigkeit steigt. Der Politik hilft,
die beschiftigungspolitischen Lasten auf
Dritte abzuwilzen. Dabei wird vor allem
der Sozialstaat als Lastesel missbraucht.
Die Dummen sind primir Arbeitslose und
zukiinftige Generationen, die iiber umla-
gefinanzierte Systeme der Sozialen Siche-
rung zur Kasse gebeten werden.

Uber Lohne und Tarife muss vor Ort
in den Betrieben entschieden werden. Das
Giinstigkeitsprinzip muss vom Gesetzge-
ber so gefasst werden, dass es den einzel-
nen Arbeitnehmern méglich wird, mehr
Arbeitsplatzsicherheit auch gegen weniger
Lohn zu tauschen. Die miindigen Arbeit-
nehmer sind nicht die Miindel von
Gewerkschaften und Arbeitsgerichten. Die
Politik darf sich nicht vor den Karren der
Interessen von Funktioniren der Arbeitge-
berverbinde und Gewerkschaften spannen
lassen. Die Arbeitsgerichte sind durch
eindeutige gesetzliche Regelungen in die
Schranken zu weisen, sie sind kein Ersatz-
gesetzgeber.

Allerdings, die deutsche Politik hat we-
der den Willen noch die Kraft, das Tarif-
kartell zu knacken. Was auch nur an der
wettbewerbsfeindlich ausgestalteten Tarif-
autonomie kratzt, gilt in Deutschland um-
standslos als verfassungswidrig. Und den-
noch, die gegenwirtige Macht des Tarif-
kartells wird erodieren, eher iiber kurz als
lang. Sie wird von der Seite des Sozialen
ausgehohlt. Eine verinderte Altersstrukeur
und weltweit offenere Mirkte werden den
gegenwirtig ineffizienten und ungerech-
ten Sozialstaat in seinen Grundfesten er-
schiittern. Eine radikale Reform ist unver-
meidlich, mehr Privatisierung, mehr Aqui—
valenz, mehr Dezentralisierung sind die
Elemente. Damit fillt es aber Tarifpart-
nern mit der Hilfe der Politik immer
schwerer, Vertrige zu Lasten Dritter abzu-
schliessen. Der Wettbewerb auf dem Ar-
beitsmarkt wird zunehmen, die Arbeits-
losigkeit sinken, der Wohlstand aller stei-
gen. 4
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Die DEUTSCHE WIRTSCHAFT WIEDER BELEBEN

Eine Stellungnahme aus amerikanischer Sicht

In Deutschland stagniert das Wachstum, und das Land kimpft mit

der Deflation, mit einer Bankenkrise und einer stindig ansteigenden
Arbeitslosigkeit. Bundeskanzler Schrider hat zwar Reformpline prisen-
tiert, ob diese aber erfolgreich realisierbar sind, ist sehr fraglich.

In den Sechziger- und Sieb-
zigerjahren briisteten sich Europa — und
insbesondere Deutschland — mit ihrem
Wirtschaftswachstum. Zwischen 1965 und
1974 beliefen sich die Investitionen der
offentlichen Hand auf 37 Prozent des
durchschnittlichen Bruttosozialproduktes,
und das Wirtschaftswachstum betrug durch-
schnittlich 4,3 Prozent pro Jahr.

Als jedoch in Europa Linksregierungen
an die Macht kamen, stiegen die Staatsquo-
ten bis zum Jahre 1984 auf durchschnittli-
che 47 Prozent des Bruttoinlandproduktes.
Diese Quote gilt auch heute noch, wihrend
sie in den USA wenig iiber 30 Prozent liegt.
Wen wundert’s, dass das Wirtschaftswachs-
tum in Europa auf durchschnittich 1,7
Prozent zuriickfiel, wihrend die Vereinig-
ten Staaten zwischen 1984 und 2000 ein
Wachstum von durchschnittlich 3,6 Pro-
zent auswiesen? In Europa war die durch-
schnittliche Arbeitslosenquote mehr als 50
Prozent hoher als in den USA.

Vor der Thatcher-Revolution war das
UK «der kranke Mann Europas». Heute ist
es dank Privatisierung, Steuer- und Ausga-
benreduktion an der Spitze der grossen
EU-Mitglieder. In den Neunzigerjahren
fithrte die EU den Euro als gemeinsame
Wihrung ein. Die Deutschen, die auf-
grund ihrer historisch bedingten Infla-
tionsangst bisher eine sehr restriktive Geld-
politik betrieben hatten, befiirchteten,
dass andere Mitgliedstaaten die durch fis-
kalische Verantwortungslosigkeit bewirk-
ten Probleme durch eine Inflationierung
der neuen Wihrung lésen kénnten. Aus
diesem Grund beharrten die Deutschen
auf sehr restriktiven und strikten Regelun-
gen der Staatsverschuldung. Zu diesem
Zeitpunkt schien dieses Vorgehen sehr
weise und weitsichtig. Es wurden jedoch
beim Festlegen der Defizitziele zwei Feh-
ler gemacht.

Der erste Fehler bestand darin, dass
nicht unterschieden wurde zwischen den
zwei theoretischen Maéglichkeiten der
Defizitverringerung: Ausgabenreduktion
und Steuererhhung. Eine Reduktion der
Ausgaben der 6ffentlichen Hand fiihrt zu
einer Erhéhung des Wirtschaftswachs-
tums, weil die weniger produktiven
Staatsausgaben durch die produktiveren
Investitionen und Ausgaben der Privat-
wirtschaft ersetzt werden. Eine Steuerer-
héhung reduziert das Wirtschaftswachs-
tum und macht es schwieriger, die
Ausgaben einzudimmen.

Der zweite Fehler beim Bestimmen
eines Defizitzieles ist die Verwechslung
von Defizit und Inflation. De facto besteht
sehr wenig Verwandtschaft zwischen Defi-
zit und Inflation. So hat Japan wihrend
mehr als einem Jahrzehnt massive Defizite
eingefahren, doch sein Problem ist Defla-
tion und nicht Inflation. Steuerreduktio-
nen, gepaart mit einer restriktiven staat-
lichen Ausgabenpolitik, sind das wirksam-
ste Rezept, um offentliche Defizite in den
Griff zu bekommen. Deutschland und
Frankreich haben den Auftrag erhalten,
ihre Defizite nach den von der EU aufge-
stellten Regeln zu reduzieren. Die Franzo-
sen haben daraufhin angekiindigt, dass sie
zwar einige Steuerreduktionen, welche
wachstumsfordernd sind, durchziehen wer-
den, jedoch auf die gewiinschten wachs-
tumshemmenden  Ausgabenreduktionen
verzichten wollen.

Ungeniigende Reformen

Das neue Programm von Bundeskanzler
Schroder beinhaltet einige wirtschaftsfor-
dernde, aber auch einige kontraproduktive
Elemente. Wirtschaftsfordernd ist sicher
die Erleichterung von Entlassungen. Dies
ist ein Fortschritt. Deutschland muss sich
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jedoch in Richtung eines Systems der «Be-
schiftigung nach Bedarf» entwickeln, wie
es die Vereinigten Staaten kennen. Die Eu-
ropder argumentieren, dass das amerikani-
sche System gegeniiber den Arbeitneh-
mern zu hart sei. Tatsichlich wirkt es sich
aber eher zugunsten der Arbeitnehmer
aus, weil sie nach einer Entlassung auf
einem flexiblen Arbeitsmarkt viel gros-
sere Chancen haben, eine neue Stelle zu
finden.

Ebenfalls als wachstumsférdernd koén-
nen die Vorschlige betrachtet werden, die
darauf zielen, dass Personen, welche von
der Sozialfiirsorge leben, angebotene Stel-
len akzeptieren miissen. Negativ wird sich
jedoch die angekiindigte Erhohung der
staatlichen Investitionen auswirken; denn
diese wird entweder aus mehr Steuerein-
nahmen oder aus Anleihen finanziert wer-
den miissen. Diese Ausgaben werden die
deutsche Wirtschaft mehr belasten als
stiitzen; denn jeder zusitzlich ausgegebene
Euro wird aus dem privaten Sektor her-
ausgepresst. Ausserdem wissen wir, dass
hohere Steuern die Anreize zu arbeiten, zu
sparen und zu investieren verringern, und
dass die Kosten des Steuereintreibens, so-
wohl im 6ffentlichen als im privaten Sek-
tor, beachtlich sind. Der heutige deutsche
Steueranteil ist weit iiber dem, was ein-
nahme- und wachstumsmissig erzielt wer-
den kann. Somit steht fest, dass eine
Zunahme der Steuerbelastung und der
Staatsausgaben zu einer weiteren Talfahrt
der deutschen Wirtschaft fiithren wird.

Bankenkrise und Kapitalflucht

Eine zusitzliche Gefahr besteht darin,
dass Deutschland, wie Japan, in eine De-
flationsspirale gerit und das iibrige Eu-
ropa mit hineinzieht. Das kénnte sich
etwa so abspielen: Bei einer schwicher
werdenden deutschen Wirtschaft werden
die Vermégenswerte der Banken (Aktien
und Immobilien) weniger wert. Dadurch
wird das Bankensystem gefihrdet, und die
Banken werden weniger Darlehen geben.
Die Konjunktur flacht weiter ab, und das
wird einen weiteren Riickgang der Prei-
se und Vermdgenswerte verursachen. Da
Deutschland keine eigene Zentralbank
mehr hat, ist die Bekimpfung der Defla-
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tion durch Geldschépfung nicht mehr
moglich. Wenn die Deutschen weniger
wohlhabend sind, werden sie von ihren
europiischen Nachbarn, die stark mit ih-
nen vernetzt sind, auch weniger kaufen.

Einige deutsche Bankiers haben dazu
aufgerufen, schlechte Bankanleihen abzu-
schreiben, ihnlich wie dies in den USA
wihrend der Krise in den Achtzigerjahren
der Fall war. Ein solches Programm kann
aber nur dann Friichte tragen, wenn an-
dere fundamentale Verinderungen zuguns-
ten der Wirtschaft tatsichlich durchgezo-
gen werden. In den Vereinigten Staaten
war die Spar- und Darlehensabschreibung
gekoppelt an eine Senkung der Steuerrate,
eine Lockerung der Regulierung und eine
Reduktion des Ausgabenwachstums. Dank
starkem Wirtschaftswachstum konnte die
Bankenkrise ziemlich schmerzlos iiberwun-
den werden.

Alle grosseren europiischen Staaten
sind mit dem Problem der Kapitalflucht
konfrontiert. Das Fluchtkapital fliesst in-
nerhalb der EU in Linder wie Luxemburg,
Osterreich und ausserhalb der EU in die
Schweiz und in die USA. Die EU beharrt
auf einem Informationsaustausch und ver-
langt von Lindern, welche diesen verwei-
gern, eine Verrechnungssteuer auf dem
Kapitalertrag von 35 Prozent. Diese Mass-
nahme, welche die Gesamtsteuerlast aller
EU-Staaten erhoht, wird zu einer zusitzli-
chen Stagnation des Wirtschaftswachstums
fithren.

Wachstum ist erfahrungsgemiss nur mog-
lich, wenn das Staatsbudget durch streng-
ste Ausgabendisziplin ins Gleichgewicht
gebracht wird. Die Staatsquote Deutsch-
lands liegt weit iiber derjenigen der USA,
Grossbritanniens und Irlands. Auch die
Lohnkosten sind in Deutschland substan-
ziell héher als in diesen Lindern. Darum
ist Deutschland auch diesbeziiglich nicht
mehr wettbewerbsfihig.

Wenn Deutschland den Umfang des 6f-
fentlichen Sektors nicht massiv reduziert
und seinen Arbeitsmarkt liberalisiert, wird
die Arbeitslosigkeit weiter ansteigen und
das Realeinkommen weiter sinken. Nur mit
einem an heutige Gegebenheiten ange-
passten Reagan/Thatcher-Reformprogramm
kann Deutschland wieder zur fiithrenden
Wirtschaftsmacht Europas werden. 4



DOSSIER

WAS IST LOS MIT DEUTSCHLAND?

DiE GEWALT DER GEWERKSCHAFTEN

Ludwig von Mises, zitiert aus: «Vom Wert der besseren Ideen, Sechs Vorlesungen iiber Wirtschaft und Politik,

gehalten in Buenos Aires 1958», dt. Ubersetzung, Poller Verlag, Stuttgart 1983, S. 75 ff.

«Eine Gewerkschaft nimmt das Recht fiir sich in
Anspruch, ja sie betrachtet es praktisch als ihr Vor-
recht, sich auf Gewalt zu stiitzen. Und eine Gewerk-
schaftsweisung ist deshalb — lassen Sie es mich so for-
mulieren — nicht weniger bedeutsam als eine Anord-
nung der Regierung. Eine Regierungsanordnung ist
mit staatlicher Zwangsgewalt ausgestattet und die
Polizei steht bereit, um sie durchzusetzen. Wenn man
sich dieser Regierungsanordnung nicht fiigt, kommt
man mit der Polizei in Konflikt.

Heutzutage haben wir leider in fast allen Lindern
der Welt eine zweite Kraft, die Macht ausiiben kann,
das sind die Gewerkschaften. Die Gewerkschaften set-
zen Lohne fest und streiken, um sie durchzusetzen; ge-
nauso wie die Regierung die Macht hitte, einen Min-
destlohn festzusetzen. (...) Ich méchte hier nur fest-
halten, dass es die Politik der Gewerkschaften ist, die
Lohne diber das Niveau hinaus zu erhéhen, das sie in
einem freien Markt hitten. Als Folge davon kann ein
betrichtlicher Teil der Arbeitswilligen nur beschiftigt
werden, wenn es Arbeitgeber gibt, die bereit sind, mit
Verlust zu arbeiten. Und da Unternehmen auf die
Dauer nicht mit Verlust arbeiten kénnen, schliessen
sie ihre Betriebe und Leute werden arbeitslos. Die
Festsetzung der Léhne iiber dem Niveau, das sie in
einem freien Markt hitten, endet immer mit der Ar-
beitslosigkeit eines betrichtlichen Teils der Arbeitswil-
ligen.

In Grossbritannien war das Ergebnis der hohen, von
den Gewerkschaften erzwungenen Lohne eine anhal-
tende, Jahre dauernde Arbeitslosigkeit. Millionen von
Arbeitern waren arbeitslos, die Produktionsziffern san-
ken. Sogar die Sachverstindigen waren verbliifft. In
dieser Lage entschloss sich die Regierung zu einer
Massnahme, die sie fiir unvermeidlich hielt: Sie wer-
tete die Wihrung ab. (...)

Es war ein Ungliick, dass Lord Keynes 1936 in seiner
Allgemeinen Theorie der Beschiftigung, des Zinses
und des Geldes) jene Notmassnahmen aus der Zeit von
1929 bis 1933 zu einem Prinzip, ja sogar zu einem
grundlegenden System der Politik erhoben hat. Er
rechtfertigte dies folgendermassen: Arbeitslosigkeir ist
schlecht. Wenn man michte, dass sie verschwindet, muss
man die Geldmenge vermehren., (...)

Was Lord Keynes hier vorschlug, hitte man friiher
Betrug an den Arbeitern genannt. Statt offen zu er-
kliren, dass die Lohne den Marktverhiltnissen ange-
passt werden miissen, weil sonst ein Teil der Arbeits-

Ludwig von Mises (1881-1973)

krifte zwangslidufig arbeitslos bleiben muss, sagte er
tatsichlich: Vollbeschiftigung kann man nur haben,
wenn man Inflation hat. Fiibrt die Arbeiter hinters
Licht.» Das Interessanteste daran ist jedoch, dass zu der
Zeit, als seine «General Theory verdffentlicht wurde,
dieser Betrug schon nicht mehr moglich war, denn die
Menschen waren inzwischen indexbewusst geworden.
Doch nach wie vor war Vollbeschiftigung das Ziel.
Was bedeutet Vollbeschiftigung? Sie hingt mit
dem unbehinderten Arbeitsmarkt zusammen, einem
Markt, der nicht von den Gewerkschaften oder der Re-
gierung manipuliert wird. Auf einem solchen freien
Markt hat der Lohn fiir jede Arbeit die Tendenz, sich
auf einer Héhe einzupendeln, bei der jeder Arbeitsu-
chende eine Arbeit bekommen kann und jeder Unter-
nehmer soviel Arbeiter einstellen kann, wie er braucht.
Bei wachsender Nachfrage nach Arbeit haben die
Lohne eine steigende, bei sinkender Nachfrage eine

fallende Tendenz.

Das einzige Mittel, um Vollbeschiftigung zu errei-
chen, ist ein von Eingriffen freier Arbeitsmarkt. Das i

gilt fir jede Art von Arbeit und fiir jede Art von
Giitern.» 4

SCHWEIZER MONATSHEFTE 83. JAHR HEFT 4

39



] BNl N O e ) . e .
I Bl Bl Bl B S
Bl Bl Nl B B =

N B .

_——

mmmmmmmmmm....mm.ﬁ.lu..w

BB B EE BEE

B Bl B El Bl ECdl BRL B
Bl Bl El B BN B

Bl El Bl Bl BHiEd B B
CEEl El Bl ErrEreE EmroE s

Courtesy Galerie Walter Storms, Minchen

Roland Fischer, Dresdner Bank, Frankfurt 2000, 180 x 125 cm,

HEFT 4

83. JAHR

SCHWEIZER MONATSHEFTE

40



	Dossier : was ist los mit Deutschland?
	Was ist los mit Deutschland?
	Der zerbrochene Mythos : der "Deutsche Weg" als gefährliche Illusion
	Von der Redaktion empfohlen
	Die deutsche Krise : eine Diskussion über die Besitzstände ist dringend
	Einheitlichkeit kann nicht erzwungen werden : unbewältigte Folgen der deutschen Wiedervereinigung
	Deutschland steigt ab : am "Neoliberalismus" kann es nicht liegen
	Arbeitgeberverbände, Gewerkschaften und Politik : die drei Plagen auf dem Arbeitsmarkt
	Die deutsche Wirtschaft wieder beleben : eine Stellungnahme aus amerikanischer Sicht
	Die Gewalt der Gewerkschaften
	...


